Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Zustimmung Aufsichtsbehörde bei Freihandverkauf eines Grundstückes  

  
Problem- und Fragestellung

Der Unterzeichnende wurde zum Ad-hoc-Beistand von drei unmündigen Kindern, die unter der elterlichen Sorge der Mutter stehen, berufen. Die Kinder und die Mutter bilden eine Erbengemeinschaft (Nachlass des verstorbenen Vaters und Ehemannes) und verkaufen ein Grundstück aus dem Nachlass. Der beauftragte Rechtsanwalt meint, dass der Freihandverkauf des Grundstückes Art. 404 Abs. 2 und 3 ZGB durch die Aufsichtsbehörde genehmigt werden müsste.

Gemäss Literatur (ZVW 1975, Veräusserung von Grundstücken, an denen Bevormundete, Verbeiständete oder Verbeiratete eigentumsmässig beteiligt sind, S. 115) bin ich der Auffassung, dass die Zustimmung durch die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde bei der vorliegenden Ad-hoc-Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB nicht notwendig ist. Vorliegend geht es um einen reinen Verkauf eines Grundstückes aus dem Nachlass; nicht um eine erbrechtliche Zuweisung oder partiellen Erbteilung.

Trifft die beigezogene Literatur und meine Auffassung auch nach neuster Rechtssprechung und Lehrmeinung zu?

Erwägungenen

Hinsichtlich der Mitwirkung vormundschaftlicher Behörden bei Liegenschaftsveräusserungen aus erbrechtlichen Nachlässen sind folgende Sachverhalte zu unterscheiden:

1. Veräusserung an einen Miterben

a) Art. 404 ZGB steht in Konkurrenz zu Art. 604, wonach jeder Erbe zu beliebiger Zeit die Teilung verlangen kann. Nach dieser Bestimmung kann nicht verhindert werden, dass im Rahmen einer Erbteilung eine unnötige und unvorteilhafte Umlagerung des Mündelvermögens vorgenommen wird (was das Ziel von Art. 404 ZGB ist).

b) Das Bundesgericht hat sich bisher zur Frage, ob Art. 404 ZGB auch für Erbteilungen an denen eine vormundschaftlich betreute Person beteiligt ist, anwendbar sei, nicht geäussert. Namhafte Autoren gehen jedoch davon aus, dass dies zu verneinen sei, weil es bei der Erbteilung nicht so sehr um die Erzielung eines bestmöglichen Erlöses als vielmehr um die Gleichbehandlung aller Erben geht.
 Nicht unberücksichtigt darf bleiben, dass Erbteilungsverträge meist in einen weiteren Zusammenhang zu stellen sind.

c) Die erwähnten Autoren gehen davon aus, für Teilungsvereinbarungen über Grundstücke, an denen ein Mündel beteiligt sei, genüge die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde gemäss Art. 421 Ziffer 9 ZGB (und nicht Art. 421 Ziffer 1 ZGB). Auf die Art der Teilung könne die Vormundschaftsbehörde keinen rechtlichen Einfluss nehmen, weil die Bestimmungen über die Teilung der Erbschaft jedem Erben ein freies Teilungsrecht und unter Vorbehalt von Teilungsvorschriften des Erblassers grundsätzlich auf die Zuweisung von Erbschaftssachen den gleichen Anspruch, somit einem bevormundeten Miterben keinen Sonderstatus einräumen.

2. Veräusserung an einen Dritten

Zu diesem Fall besteht eine gefestigte Bundesgerichtspraxis, indem die Anwendbarkeit von Art. 404 ZGB bejaht wird.

3. Anwendung obiger Ausführungen auf Beistandschaften

Die Frage, ob Art. 404, 421/422 (und damit auch 424) auf die Beistandschaft ebenfalls anwendbar seien (Mitwirkung der vormundschaftlichen Behörden) hat das Bundesgericht für die Vertretungsbeistandschaft und für die Verwaltungsbeistandschaft bejaht.
 Dementsprechend muss der Freihandverkauf eines Grundstückes an einen Dritten gemäss Art. 404 Abs. 3 von der Aufsichtsbehörde genehmigt werden.
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� Basler Kommentar, Honsell/Vogt/Geiser, Art. 404 N 6


� I.Stöckli, Die Pflichten des Vormundes bei Uebernahme seines Amtes, 1986


� BGE 58 II 395; BGE 51 II 266; siehe auch ZVW 1974, 113; Riemer, Vormundschaftsrecht, 146; BK-Schnyder/Murer, Art. 393 N27 welcher darauf hinweist, dass beim Verkauf von Grundstücken Art. 404 nur anwendbar ist, wenn der Verbeiständete nicht selber seine Zustimmung i.S. von Art. 419 Abs. 2 zu geben vermag.





